Anlage
Kriterienliste zur Prüfung und Standardisierung von Berichten der Arbeitsgremien
	1
	Allgemeine Angaben zum Bericht

	1.1
	Arbeitsgremium:              Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
Ansprechperson/Tel.-Nr.: LAGA – Geschäftsstelle

                                          Jana Kremer, Tel.-Nr.: 0391-567 1586

E-Mail:                                 laga@mlu.sachsen-anhalt.de

	1.2
	Bezeichnung des Berichts

Vollzugshilfe zur Abfallverbringung

	1.3
	Die Thematik des Berichts ist 
       neu 
       wegen sachlicher Änderung neu erfasst

	1.4
	Kurze Zusammenfassung der Kernaussagen des Berichts:

Die derzeitige Fassung der LAGA-Mitteilung 25 - Vollzugshilfe zur Abfallverbringung - wurde durch die UMK im Umlaufverfahren Nr. 14/2008 beschlossen und zur Veröffentlichung freigegeben.

Die nunmehr vorgelegte Vollzugshilfe enthält insbesondere Änderungen aufgrund des von der LAGA initiierten Erfahrungsaustausches mit den betroffenen Verbänden und Fachkreisen.

Die Vollzugshilfe unterstützt den behördlichen Vollzug und soll Behörden sowie Wirtschaftsunternehmen helfen, die bei der Anwendung des geltenden Rechts auftauchenden Fragen und Probleme zu lösen.


	2
	Notwendigkeit des Berichts

	2.1
	Warum wurde der Bericht erstellt: (Ziel)

Vereinheitlichung des Vollzugs der Abfallverbringung 

	2.2
	Auswirkungen und Relevanz für die Länder und den Bund:

große Relevanz, Sicherstellung des bundeseinheitlichen Vollzuges

	2.3
	Ergebnis bzw. Beschlussvorschlag:
Die ACK nimmt die überarbeitete Fassung der "Vollzugshilfe zur Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Verbringung von Abfällen (VVA) und zum Abfallverbringungsgesetz vom 19. Juli 2007 (AbfVerbrG) - Vollzugshilfe zur Abfallverbringung" zur Kenntnis und stimmt deren Veröffentlichung zu.



	3
	Analyse von Konfliktpotential

	
	Durch den Beschluss betroffene Gruppen und Auswirkungen

	
	(bitte betroffene Gruppe angeben)
	(Bitte Gruppierungen bzw. Bereiche angeben, bei denen der Beschluss Restriktionen zur Folge hat)

	
	z. B. für den Bund
	 keine

	
	z. B. für die Länder
	 keine

	
	z. B. für Unternehmen (einschl. Landwirtschaft)
	 keine

	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	 keine

	
	sonstige
	 keine

	4
	Kostenfolgenabschätzung

	4.1
	Welche Kosten werden bei Beschluss der Ergebnisse verursacht?
(Bitte einmalige Kosten mit Zusatz A, wiederkehrende Kosten mit Zusatz B angegeben)

	
	(bitte betroffene Gruppe Angeben)
	Personalkosten
	A
	B
	Sach kosten
(incl. Verfahrenskosten)
	A
	B

	
	z. B. für den Bund
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für die Länder
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Unternehmen
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	
	
	
	
	
	

	
	sonstige
	
	
	
	
	
	

	Falls
	die Kosten nicht angegeben werden können, bitte erläutern:



	4.2
	Wurde eine Kosten-/Nutzenanalyse angestellt und Einsparungsmöglichkeiten geprüft? (bitte Ergebnis darstellen)
Eine Analyse wurde nicht durchgeführt. Einsparungen auf Grund der Vereinheitlichung der Vollzugspraxis bestehen insbesondere bei der Wirtschaft, aber auch bei den Behörden.

	5
	Alternativen

	5.1
	Welche Auswirkungen hätte ein Verzicht des vorgeschlagenen Beschlusses:

keine Vereinheitlichung der Vollzugspraxis, Unsicherheit bei Wirtschaft und Behörden


	5.2
	Welche Alternativen bestehen und/oder wurden geprüft:

der Verzicht auf die Veröffentlichung der Dokumente führt zu erhöhten Aufwendungen bei der Wirtschaft und bei Behörden
 











